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1. Einleitung

Angestoßen durch die Äußerungen des damaligen Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker entwickelte sich im Jahre 1992 und in der Folgezeit eine breite öffentliche Debatte über den Zustand des deutschen Parteienstaates. Weizsäcker hatte in einem Interviewbuch mit den Journalisten Gunter Hofmann und Werner A. Perger in einer bis dato für die politische Elite unbekannten Heftigkeit Kritik an den Parteien geübt. Diese hätten sich in der Bundesrepublik „zu einem ungeschriebenen sechsten Verfassungsorgan entwickelt“
, dass auf die restlichen verfassungsgemäßen Organe einen teilweise beherrschenden Einfluss ausübe. Im Hinblick auf den Wahlsieg konstatierte Weizsäcker den Parteien eine Machtbesessenheit, bei der Erfüllung ihrer inhaltlichen wie konzeptionellen politischen Führungsrolle Machtvergessenheit.
 Diese Äußerungen trafen in der Öffentlichkeit und auch bei den kritisierten Politikern sowohl auf Zustimmung wie auch Ablehnung. Sogar Bundeskanzler Helmut Kohl sah sich angesichts der kritischen Töne genötigt, in Form eines Aufsatzes in der Zeitung Welt am Sonntag zu den Vorwürfen Stellung zu nehmen.
 Dabei waren die Überlegungen Weizsäckers nicht grundlegend neu, worauf vor allem Vertreter aus der Politikwissenschaft hinwiesen. Weizsäckers Worte verhalfen der Debatte aber aufgrund seiner politisch bedeutsamen Rolle als Bundespräsident zu mehr Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit, der sich auch die Politiker nicht entziehen konnten.
 Parteienkritik war nun nicht mehr lediglich auf den wissenschaftlichen Fachdiskurs wie noch in den 70ern und 80ern beschränkt, in dem man schon lang zuvor die Parteien oder das Parteiensystem in der Krise gesehen hatte.
 

Mittlerweile genießt die Debatte zwar nicht eine derart große öffentlich-mediale Aufmerksamkeit wie noch in den Jahren 1992/93, sie hat an  ihrer Aktualität aber keineswegs verloren, wie beispielsweise die Parteispendenaffären der CDU oder die Flugaffäre der SPD aus den Jahren 1999 und 2000 gezeigt haben. 

Zu den wohl bekanntesten und meistgelesenen Parteienkritikern ist sicherlich Hans Herbert von Arnim zu rechnen, der sich in der Vergangenheit vor allem bei der Enthüllung zahlreicher politischer Finanzskandale einen Namen gemacht hat.
 In dieser Hausarbeit sollen von Arnims Ausführungen zu den Problemen des deutschen Parteienstaates präsentiert werden. Beginnen möchte ich hierbei mit den für seine Überlegungen grundlegenden Prämissen, um darauf folgend im Detail darzulegen, wie von Arnim zu seiner Kernthese von der Allmacht der Parteien kommt. Anschließend sollen Kritiker der von Arnimschen Kritik zu Wort kommen, wodurch ein möglichst reflektiertes abschließendes Fazit möglich werden soll. Es wird zu klären sein ob es sich bei von Arnims Parteienschelte um eine angemessene oder überzogene Kritik am Parteienstaat handelt.

2. - 3. Hauptteil

2.1 Das Eigeninteresse der politischen Klasse

Ausgangspunkt der Überlegungen von Arnims ist seine Feststellung, dass Politik heutzutage überwiegend von Berufspolitikern ausgeübt werde. Anders als es die Verfassung verlange orientiere sich das Wirken dieser Berufspolitiker aber  nicht  primär am Gemeinwohl, sondern werde vorrangig durch deren Eigeninteresse geprägt.
 Hier seien zwei klare Motive zu erkennen: Zum einen das Streben nach Macht, dass heißt vor allem einer möglichst großen Anzahl von Sitzen, wenn möglich der Mehrheit der Sitze im Parlament. Zum anderen das Interesse von der Politik als Beruf seinen Lebensunterhalt auf einem möglichst hohen materiellen Niveau und vor allem dauerhaft bestreiten zu können. Da die Parteien aber keine „homolitischen Blöcke“
 seien, sondern, eine hierarchische Ordnung aufweisen würden, seien diese Interessen unterschiedlich stark ausgeprägt. Von Arnim unterscheidet hier zwischen der engsten Führungsspitze oder etwas weiter gefasst dem Führungskreis, der die eigentlichen Entscheidungen treffe und dem Gros der restlichen einfachen Parlamentarier oder Berufspolitiker.

Während es im Wettbewerb um die politische Mehrheit den Eliten der Regierungsparteien vorbehalten sei, ihr Streben nach Macht zu befriedigen, würde sich die Situation bei dem Interesse nach materieller Sicherheit völlig anders darstellen. Hier ist es von Arnim zufolge neben den Parteispitzen auch der breiten Masse der Berufspolitiker, egal ob als Mitglied der Regierungsmehrheit oder der Opposition, möglich, ihr Interesse an einer möglichst umfangreichen Versorgung zu verwirklichen. Das Versorgungsinteresse besteht also fraktions- und koalitionsübergreifend und bedarf somit nicht der Konkurrenz, sondern würde sich vielmehr in der Zusammenarbeit der politischen Lager am effektivsten entfalten. Da die Berufspolitiker, die nicht der jeweiligen Führungsspitze ihrer Partei angehören würden, ohnehin geringe Chancen auf ein hohes politisches Amt besäßen, habe bei ihnen, so von Arnim, das Streben nach Stärkung ihrer gegenwärtigen Position Priorität. Ein Wechsel der Regierungsmehrheit würde für sie nicht derart entscheidende Bedeutung haben, als dass sie ihr Versorgungsinteresse dieser Machtfrage unterordnen würden.

Aufgrund der weitgehenden Interessenskonformität im Falle des Versorgungsinteresses zwischen den Berufspolitikern, plädiert von Arnim für die Nutzung des Begriffs der „politischen Klasse“
, der auf eben jenes Zusammenwirken der Interessen hinweisen soll und in seinen weiteren Ausführungen eine zentrale Rolle einnimmt.

Die bloße Existenz dieses Eigeninteresses von Politikern ist laut von Arnim nicht weiter problematisch, handelt es sich hier doch um eine vollkommen normale menschliche Eigenschaft. Zum Problem werde dieses Eigeninteresse erst dadurch, dass es die Berufspolitiker aufgrund ihrer Tätigkeit in Parlament oder  Regierung direkt in staatliche Entscheidungen einfließen lassen können, also auch in Gesetze, Haushaltspläne oder sogar in die Verfassung.

2.2 Die Aufhebung der Gewaltenteilung

In unserer heutigen Massendemokratie sind die politischen Parteien unverzichtbar, da diese durch das Aufbieten von Wahlprogrammen und Kandidaten die notwendige Gliederung der Willensbildung des Volkes garantieren. Von Arnim identifiziert hierbei den Wettstreit um die staatliche Macht als die Kernfunktion des Handelns der Parteien.
 Dabei sei es zum einen wichtig, dass die Offenheit dieses Wettbewerbes durch die im Grundgesetz verankerten Prinzipien der Chancengleichheit und Gründungsfreiheit gewährleistet sind. Zudem betont er das Verfassungsprinzip der Parteienfreiheit, worunter er nicht nur die Unabhängigkeit der Parteien von staatlicher Beeinflussung versteht, sondern auch deren möglichst nahe Orientierung am Volkswillen verstanden wissen möchte, schließlich sei die Ermöglichung der Teilnahme des Bürgers am Willensbildungsprozess die grundlegende Legitimationsquelle der Parteien.

Dieser Wettstreit um die Gunst des Wählers und somit um die Macht im Staate hat nach von Arnim bedeutenden Einfluss auf den Zustand von Parlament und Regierung. Die im Grundgesetz festgeschriebene Unterscheidung zwischen den staatlichen Organen „der Gesetzgebung, der Vollziehenden“
 und der Gesetzsprechenden Gewalt und der nach dem klassischen Gewaltenteilungskonzept von  Montesquieu vorgesehene
 Gegensatz von Legislative und Exekutive seien nicht existent. Es bestehe vielmehr ein Gegensatz zwischen Regierungsmehrheit und der Opposition. Dies führt von Arnim auf das Bestreben von Regierung und Parlamentsmehrheit zurück, sich dem Volk gegenüber geschlossen zu präsentieren, um ihre Erfolgsaussichten bei der nächsten Wahl nicht zu schmälern.
 Die Politik der Parteien werde de facto durch Regierung und Parlament umgesetzt. Der Wähler könne nur dann beim Wahlakt seine Zustimmung bzw. seine Ablehnung durch seine Stimmabgabe vermitteln, wenn er bestimmte politische Vorgänge den Parteien klar zuordnen könne.
 Das Parlament verliert als Ganzes durch die Unterstützung der Regierung durch die Mehrheit der Abgeordneten weitestgehend seine Kontrollfunktion. Lediglich die Opposition im Parlament nimmt die Funktion als Aufseher des Regierungshandelns wahr, ist dabei aufgrund ihrer Rolle als Minderheit aber auf Kritik und Appelle beschränkt.
  Diesen Verfassungswandel sieht von Arnim im Rahmen des in Art. 21 GG festgehaltenen Parteienprivilegs ausreichend legitimiert.

Problematisch wird es nach von Arnim erst dann, wenn die Parteien auch diese Form der Gewaltenteilung unterlaufen und es zur Bildung von politischen Kartellen kommt. Diese Situation sieht er für den Fall gegeben, dass die gesamte politische Klasse oder zumindest ein Großteil hiervon über Partei- und Fraktionsgrenzen hinweg das klasseneigene Interesse verfolge und somit nicht einmal die Opposition ihre Kontrollfunktion wahrnehme. Ein Staatswesen in dem die Parteien geschlossen ihren Interessen nachgehen bezeichnet von Arnim als absoluten Parteienstaat.
 Dass er diese Situation als gegeben ansieht verdeutlichen die folgenden zwei Zitate:

„Die Parteien haben im politischen Leben der Bundesrepublik Deutschland alle Fäden in der Hand. Kehrseite ihrer alles beherrschenden Stellung ist die völlige Entmachtung des Volkes – jedenfalls auf der besonders wichtigen Bundesebene.“

„Das Grundübel unserer Demokratie liegt darin, dass sie keine ist. Das Volk, der nominelle Herr und Souverän, hat in Wahrheit nichts zu sagen.“

Von Arnim geht also von der Allmacht der Parteien aus. Das politische System der BRD sei eine Pseudodemokratie. Dem Volk bescheinigt er seine Entmündigung zu Gunsten der Eigeninteressen der Parteien. In besonders starker und deutlicher Form sei dies bei Entscheidungen, die direkt im Zusammenhang mit Macht, Ämtern und Geld stehen würden, zu beobachten. So etwa bei der Postenvergabe, der Politikfinanzierung oder der Ausgestaltung des Wahlrechts
, wie im folgendem zu zeigen sein wird.

2.3 Die Gleichschaltung des Staats durch Ämterpatronage

Die Parteien versuchen laut von Arnim ihren Einfluss neben denen von ihnen Legitimerweise besetzten Parlament und Regierung auch auf andere als  parteifrei konzipierte Institutionen auszuweiten. Ein probates Mittel stelle hierbei die Ämterpatronage dar.
 Unter dieser ist eine Form der „Begünstigung oder Förderung von (nahe stehenden) Personen“
 bei der Besetzung von staatlichen Ämtern oder Posten zu verstehen, welches auf die Leistungen oder das Verhalten der begünstigten Person zurückzuführen ist.
 Von Arnim unterscheidet hier zwei Formen: Zum einen die Herrschaftspatronage, von der sich die Parteien einen Informations- und Einflusszuwachs durch die von ihnen begünstigten Personen erhoffen würden. Zum anderen die Versorgungspatronage, die in erster Linie die Funktion habe, neue Mitglieder mit der Aufsicht auf ein Amt in die Partei zu lotsen oder aber schon langjährige Parteiangehörige mit einem Posten für ihr Engagement zu entlohnen.
 Diese beiden Erscheinungsformen entsprechen, so von Arnim, den schon oben beschriebenen Macht- und Versorgungsinteressen der politischen Klasse.

Ämterpatronage ist nach von Arnim in vielen unterschiedlichen Bereichen des öffentlichen Dienstes verbreitet. So zum Beispiel bei der Besetzung der Richterstellen des Bundesverfassungsgericht. Dessen Richter werden für eine Amtsperiode zur einen Hälfte von einem zwölfköpfigen Wahlausschuss des Bundestages, zur anderen Hälfte durch den Bundesrat gewählt. Hierfür ist eine 2/3-Mehrheit notwendig.
 Dies solle, so von Arnim, gewährleisten, dass die Richterstellen gegen den Willen der großen Oppositionsfraktionen mit Personen besetzt würden, die politisch gebunden seien. Diese Vorkehrung werde aber in der Realität durch ein Kungelverfahren von wenigen Vertretern der Regierungs- und Oppositionsfraktionen umgangen, in dem die personellen Vorentscheidungen zur Zufriedenstellung der politischen Lager und vor allem der gesamten politischen Klasse geregelt werden. Es würden regelrechte „Personalpakete“
 geschnürt, in denen schon im Voraus die zu besetzenden Stellen auch anderer Gerichte verplant und den politischen Lagern nach Proporz zugewiesen würden. Dabei sei die politische Klasse darauf bedacht, solche Richter auszuwählen, die ihrem Interesse (also das aller Parteien) nicht im Wege stehen würden.

Aber auch bei der Besetzung anderer Institutionen ist Ämterpatronage laut von Arnim existent. Zu nennen wären hier die Auswahlverfahren der Präsidenten der Rechnungshöfe, der Mitglieder der Bundesbank oder der Verwaltung. Auch der Einfluss auf die Wissenschaft und die öffentlich-rechtlichen Medienanstalten sei nicht zu unterschätzen.

Von Arnim zufolge stellt eine solche Parteibuchwirtschaft in vielerlei Hinsicht eine nicht zu unterschätzende Gefahr für den demokratischen Rechtsstaat dar.
  Er bezeichnet sie als „schleichende Gift“
 oder sich ausdehnendes „Krebsgeschwür im Körper von Staat und Verwaltung“
.

Hierfür nennt er eine ganze Reihe von negativen Konsequenzen, die Ämterpatronage nach sich zieht. So schränke sie die Chancengleichheit ein, indem sie die Besitzer von (den richtigen) Parteibüchern bei der Vergabe von öffentlichen Ämtern bevorzuge und Bewerbern, die nicht im Besitz eines solchen sind, benachteilige. Der Antrieb im Amt eine gute Arbeit zu verrichten würde dann gemindert, wenn nicht Leistung sondern das Engagement für die Partei zur Vorrausetzung für den beruflichen Aufstieg werde. Eine weitere negative Folge der Ämterpatronage sei das Anwachsen des bürokratischen Apparats. So würde versucht die Leistungsminderung durch vermehrte Anwerbung weiteren Personals auszugleichen. Zudem würden Stellen in der Verwaltung neu geschaffen oder weiter erhalten um Parteifreunde unterzubringen, obwohl diese Stellen nicht benötigt würden. Durch die Parteibuchwirtschaft sieht von Arnim zudem die Neutralität der staatlichen Institutionen beeinträchtigt. So bestehe die Gefahr dass ein aufgrund seines Parteibuches Berufener sich eher zur Loyalität und Treue gegenüber seinem Parteifreunden als dem Staat verpflichtet fühle. Durch die Aussicht auf größere Chancen im Beruf würden vor allem karrierebewusste Staatsdiener in die Parteien eintreten. Dieser Umstand sei allerdings nicht mit der im Grundgesetz festgeschriebenen Vertragsfreiheit zu vereinbaren. Die Folge sei zudem die Verbeamtung der Parteien und Parlamente. Diese weitgehende personelle Verquickung zwischen Parlament, Regierung und Bürokratie sei mit den Grundsätzen der Gewaltenteilung und Kontrolle nicht vereinbar. Würden die oben genannten sich schon ohnehin negativ auswirkenden Folgen der Ämterpatronage in der Öffentlichkeit registriert, könne dies, so von Arnim, bei Bürgern zu Politikverdrossenheit und einer damit verbundenen Abkehr vom Staate führen. Auch in den Parteien könnten solche Praktiken vor allem bei Mitgliedern, die nicht aufgrund von Karrierechancen sondern vornehmlich aus ideellen Gründen ihrem Engagement nachgehen würden, zu Frustration und Resignation führen. Die gleiche Tendenz sei angesichts der geminderten Karrierechancen bei parteilosen Mitarbeitern der Verwaltung zu erkennen.

Die größte durch Ämterpatronage verursachte Bedrohung bestehe aber in dem von ihr verursachten Wandel der Denkweisen und Geisteshaltungen, die von Arnim als „geistige Korruption“
 bezeichnet. Der parteipolitische Einfluss führe dazu, dass ein sachorientierter, dem rechtlichen Maßstab entsprechender Arbeits- und Denkstil mehr und mehr zu Gunsten einer Ausrichtung auf Machtfragen abhanden komme.
 Wer vorrangig sein Handeln und seine Einstellung an den Interessen der Mächtigen festmache und zudem selber auf Macht und Einfluss aus sei, der komme zu völlig anderen Resultaten und Schlussfolgerungen als solche, die sich nach wert- und erkenntnisorientierter Richtigkeit richten würden. Die Konsequenz sei ein Verlust an Effizienz, Erneuerungs- und Reaktionskraft und ein Übergewicht von „Sterilität und Konformität“
, wodurch das Leistungsvermögen der Gemeinschaft als Ganzheit beeinträchtigt sei.
 Alle Bereiche, die die politische Klasse in ihren Einflussbereich eingliedern könne, würden mit ihren Denkkategorien, dem „Parteigeist“
 durchsetzt und in ihr Koordinatensystem der Macht eingepasst.

2.4 Die staatliche Politikfinanzierung

Besonders deutlich werde das Übergehen der Wähler, so von Arnim, wenn die politische Klasse über ihre vermeintlich eigenen Angelegenheiten im Falle der Politikfinanzierung entscheide.
 Dieses Thema sei deshalb so instruktiv, da Finanzfragen stets die Defizite eines Gemeinwesens wiedergegeben hätten.
 Zum Felde der Politikfinanzierung zählt von Arnim die staatlichen Zahlungen an Parteien, Fraktionen und parteinahe Stiftungen sowie die Diäten der Abgeordneten. Im Falle der Politikfinanzierung sei die Kontrolle durch die Opposition im Parlament blockiert, es komme vielmehr aufgrund der gemeinsamen Interessenslage zu einer Kartellbildung durch alle Parteien, die jede Wettbewerbsordnung außer Kraft setze.
 Dabei hätte sich die politische Klasse teilweise völlig inadäquate finanzielle Versorgungen bewilligt.

Ein Beispiel für den Machtmissbrauch der politischen Klasse sei die Finanzierung der Fraktionen und Parteistiftungen.
 Das Grundgesetz schreibt in Art. 21 (1) vor, dass die Parteien der Öffentlichkeit Rechenschaft über die Herkunft ihrer finanziellen Ressourcen ablegen müssen. Dies ist im Parteiengesetz konkretisiert worden. Die Rechenschaftslegung muss demnach einmal jährlich erfolgen. Zudem sieht das Gesetz klare Regelungen vor, auf welche öffentlichen Zuschüsse die Parteien einen Anspruch haben. Die Obergrenze der gesamten staatlichen Zahlungen liegt demnach bei 133 Millionen Euro im Jahr.

Vergleichbare Regelungen und Begrenzungen würden, so von Arnim, bei der staatlichen Finanzierung der Fraktionen und Stiftungen hingegen völlig fehlen. Dies sei deshalb besonders problematisch, da eine wirkliche Grenzziehung zwischen den Zuständigkeiten, der Arbeit und der Finanzierung der Parteien auf der einen und ihrer Fraktionen und Stiftung auf der anderen Seite nicht möglich sei. Aufgrund dessen sei die politische Klasse mit der beginnenden Begrenzung und Regelung der direkt an die Parteien fließenden Mittel dazu übergegangen, staatliche Gelder vermehrt auf Fraktionen und Parteistiftungen umzuleiten.
 Nahmen deren Zuwendungen von Seiten des Staates noch in den 60ern nur einen Bruchteil der direkten Zuschüsse der Parteien ein, hätten sie diese heute schon um vielfaches überholt.

2.5 Die Entmachtung des Volkes

Erst durch den Wahlakt erhalten demokratische Systeme ihre Legitimation. Dies ist, so von Arnim, in Deutschland in besonderem Maße der Fall, da es zumindest auf Bundesebene an direktdemokratischen Elementen wie etwa dem Bürgerentscheid fehle und die Wahl somit der einzige Weg sei, durch die das Gros der Bürger Einfluss auf den politischen Willensbildungsprozess nehmen könne. Umso wichtiger sei es deshalb, dass das Wahlprozedere gerecht organisiert und durchgeführt werde. Die Gefahr der nicht gerechtfertigten Einflussnahme drohe dabei vor allem durch die politische Klasse, da diese zum einen unmittelbar durch den Ausgang der Wahlen betroffen sei, zum anderen aber selber die Prinzipien bestimme, nach denen gewählt werde. Dabei erweise sich das schon genannte Machtinteresse der politischen Klasse als Blockade für objektive Einschätzungen der Wahlregeln vor dem Hintergrund des Grundgesetzes. Bei der Gestaltung des Wahlrechts seien Regierungsmehrheit und die Oppositionsfraktionen zusammen darauf bedacht, die ihnen drohende außerparlamentarische Konkurrenz, sei es in Form anderer Parteien, Wahlinitiativen oder durch das Aufstreben innerparteilicher Emporkömmlinge, einzuschränken. Somit würde der große Einfluss der Parteien auf das institutionelle Gefüge offensichtlich.

Von Arnim bemängelt am bundesdeutschen Wahlrecht, dass das Volk weitestgehend entmachtet sei, da die Parteien fast alle wichtigen Entscheidungen unabhängig vom Wähler vor oder nach den Wahlen treffen würden. Im Fokus seiner Kritik stehen hierbei die Wahllisten. Durch deren personelle Besetzung würde nicht der Wähler sondern die Partei
, beziehungsweise die innerparteiliche Macht der Kandidaten darüber entscheiden, wer ins Parlament einziehe. Eine echte Auswahl der Mandatsträger sei aufgrund der starren Listenplätze oft nicht möglich. Dieser Zustand verstoße gegen die in Art. 38 (1) des Grundgesetzes geforderten Prinzipien der Unmittelbarkeit und Freiheit der Wahl.

Dieses Defizit werde auch nicht durch das Mehrheitswahlrecht per Erststimme ausgeglichen, da in der Regel nur die Abgeordneten der beiden großen Parteien die Chance hätten ihre Wahlkreise zu gewinnen. Hinzu käme, dass die Direktmandate in den Parteihochburgen, also den Wahlkreisen in denen eine bestimmte Partei besonders hohen Rückhalt im Wahlvolk genieße, absolut sicher wären und die Partei der Region aufgrund sozialpsychischer Bindungen ihren Mandatsträger praktisch vorschreiben könne.

Auch der durch das Grundgesetz garantierte Grundsatz des gleichen Wahlrechts, worunter von Arnim anscheinend versteht, dass alle abgegebenen Stimmen nach der Wahl im politischen Willensbildungsprozess eine gleichwertige Rolle spielen müssten, wird nach seiner Ansicht im bestehenden System verletzt. So  würden die Stimmen der Parteien, die unter der 5%-Hürde blieben, vom politischen Betrieb ausgeschlossen. Als ebenfalls problematisch bewertet er das politische Gewicht der Stimmen kleinerer, im Parlament vertretener Parteien wie etwa der FDP, die aufgrund des Wahlausgangs zu Königsmachern avancieren würden, wodurch sie an überproportionaler politischer Bedeutung gewinnen würden.

Von Arnim beanstandet zudem das Aufstellungsverfahren der Kandidaten. Das Volk habe zwar formell, aber nicht faktisch das Recht Parlamentsanwärter aufzustellen. Dieser Umstand verstoße gegen das Verfassungsrecht der freien Wahl.
 

2.6 Der entmündigte Volksvertreter

Von Arnim bescheinigt dem deutschen Wahlsystem also eine Vielzahl von Demokratiedefiziten. Seine Kritik bleibt aber nicht auf diesen Bereich beschränkt. Auch die innere Verfassung der Parteien und Fraktionen rückt er in kein gutes Licht, wie im Folgenden beispielhaft gezeigt werden soll.

Große Mängel sieht er vor allem in der Personalrekrutierung der Parteien. Wurzel des Übels sei hier vor allem die so genannte „Ochsentour“
 . Durch die innerparteilichen Selektionsmechanismen würden einseitig die Gruppe der „Zeitreichen und Immobilen“
, also vor allem Beamte und Funktionäre begünstigt. So benötige man im Falle der großen Parteien im Westen im Durchschnitt 16 Jahre Parteiarbeit, um über sie ins Parlament zu gelangen.
 Menschen, die hingegen nicht ausreichend über die Ressourcen Standorttreue und Zeit verfügen würden, (laut von Arnim sind das die „Personen, die in Wirtschaft und Gesellschaft besonders gefragt“
 seien) befänden sich im Nachteil. Die Konsequenz sei, dass dieses Rekrutierungsverfahren vorwiegend politische Hinterbänkler produziere. Wirklich kompetentes Personal bliebe den Parteien und Parlamenten fern. Dies sei auch deshalb der Fall, weil der dargestellte Prozess eine abschreckende Wirkung entfalte.
 

Eine Einschränkung der Chancengleichheit bemängelt von Arnim auch im Verhältnis zwischen den etablierten Mandatsträgern und den noch nicht im Parlament vertretenen Anwärtern. Die Parlamentarier befänden sich aufgrund der ihnen durch den Staatsapparat zur Verfügung stehenden Ressourcen im Vorteil gegenüber ihren außerparlamentarischen Konkurrenten. Ein Beispiel hierfür sieht von Arnim in staatsfinanzierten Mitarbeitern, durch die die Abgeordneten erheblich entlastet würden. Hierdurch seien sie gegenüber Nicht-Parlamentariern stark im Vorteil.

Aber auch nach dem mühsamen Weg in das Parlament könne sich der Volksvertreter  dem Einfluss seiner Partei nicht entziehen. Das durch Artikel 38 (1) des Grundgesetzes garantierte freie Mandat sei nur Fiktion, die Weisungs- und Gewissensfreiheit des Abgeordneten werde durch die Fraktionsdisziplin, also dem innerfraktionellen Druck, nicht abweichend sondern im Kollektiv einheitlich abzustimmen, überdeckt.

2.7 Die mangelnde Problemlösungskompetenz

Die dargelegten Strukturprobleme des Parteienstaats verursachen von Arnim zufolge nicht nur Auswüchse wie die überzogene staatliche Politikfinanzierung oder die alles durchsetzende Parteibuchwirtschaft, sondern sind auch die wesentliche Ursache dafür, dass die in Deutschland so dringend benötigten Reformen nur unzureichend vorangetrieben würden.
 Dies sei vor allem deshalb so fatal, da Deutschland vor einer Vielzahl von Herausforderungen stehe, die es zu bewältigen gäbe. Von Arnim nennt an dieser Stelle beispielsweise die Überalterung der Gesellschaft, den Wandel der Produktions- und Wettbewerbsbedingungen als Folge des technischen Fortschritts und der Internationalisierung der Märkte oder die Schuldenlast der öffentlichen Haushalte. Es bestehe eine Diskrepanz zwischen der Reformunfähigkeit der Politik und der Reformnotwendigkeit angesichts der großen Probleme mit denen sich das Land konfrontiert sehe.

Von Arnim gibt im Wesentlichen zwei Gründe für die Reformblockade an. Zum einen sei das große Aufkommen so genannter „Veto-Spieler“
 im politischen System der BRD eine Ursache für den Reformstau.
 Von Arnim greift hier auf das Veto-Spieler-Theorem von George Tsebelis zurück, welches Veto-Spieler als individuell oder im Kollektiv handelnde Akteure bestimmt, deren Einwilligung zwingend erforderlich ist, um den institutionellen Status Quo umzugestalten. Entscheidungen können dem zufolge also nur einstimmig erfolgen, da jeder Akteur ein Veto besitzt.
 Zu diesen Veto-Spielern rechnet von Arnim den Bundesrat, die umfassende politische Verquickung von Bund und Ländern, das Bundesverfassungsgericht, die europäische Zentralbank, die Tarifparteien und die stimmenmäßig kleinen Koalitionspartner.

Zum anderen will er einen Mangel an Konsensbereitschaft unter den politischen Akteuren erkannt haben. Diese ist laut von Arnim angesichts der großen Anzahl an Veto-Spielern erforderlich, um Konsens und damit Entscheidungen im Interesse der Allgemeinheit zu ermöglichen. Die Ursache für diesen Mangel sieht von Arnim im wesentlichen in der Professionalisierung von Politik, also beispielsweise in der Vollalimentation der Abgeordnetentätigkeit, sowie in den Rekrutierungsverfahren der Parteien, die zunehmend Politiker hervorbringen würden, für die das Eigeninteresse Priorität besäße. Dies sei auf die innerparteiliche Sozialisierung  während der Ochsentour zurückzuführen, bei der nicht Kompromissbereitschaft Priorität habe, sondern das Ringen um Macht, Ämter und Einflussmöglichkeiten vorherrsche.

2.8 Von Arnims Reformideen

Den zentralen Ansatzpunkt zur Behebung der genannten Mängel sieht von Arnim in der Einführung und Stärkung direktdemokratischer Elemente auf Bundesebene.
 Vorbildcharakter misst von Arnim hierbei den unterhalb des Bundes liegenden Entscheidungsebenen zu, auf denen verschiedene direktdemokratische Momente vorhanden seien. So bestände seit 1996 in allen 16 Bundesländern die Möglichkeit der Beteiligung der Bevölkerung am staatlichen Willensbildungsprozess in Form von  Volksbegehren und Volksentscheiden, die in jüngerer Vergangenheit auch verstärkt genutzt werde. Ein noch stärker ausgeprägter Trend sei zum Teil in den Kommunen zu beobachten, wo direktdemokratische Elemente vor allem in Form der Direktwahl von Bürgermeistern und Landräten oder  Bürgerentscheiden vorhanden seien.
 

Von der Einführung plebiszitärer Elemente erhofft sich von Arnim eine ganze Reihe von positiven Effekten. So sei mit einer Belebung und Öffnung des politischen Wettbewerbs zu rechnen. Die Parteien würden ihre Monopolstellung im politischen Willensbildungsprozess einbüßen, da es nun auch anderen Akteuren wie etwa Bürgerinitiativen möglich sein würde, an Entscheidungsprozessen, begonnen bei der Themenauswahl bis hin zum Abschluss, mitzuwirken. Dies müsse aber nicht bedeuten, dass sich die Parteien aus dem Willensbildungsprozess verstärkt zurückziehen müssten. Im Gegenteil, direktdemokratische Regelungen könnten es der, im Gegensatz zur einfachen politischen Klasse eher wettbewerbsorientierten, politischen Elite ermöglichen, auch gegen das Eigeninteresse des Großteils der Parteimitglieder ansprechende Themenkomplexe in den Mittelpunkt des öffentlichen Diskurses zu platzieren.

Über diese Förderung des Wettbewerbs hinaus könnten plebiszitäre Maßnahmen aber auch eine Art Kontrollwirkung entfalten. Von Arnim verweist hier auf das politisches System der Schweiz. Hier befinde sich die staatliche Politikfinanzierung aufgrund der Möglichkeit, jedes Gesetz auch dem Volk zur Abstimmung vorzulegen, auf einem geringen Niveau. Das plebiszitäre Moment hat nach von Arnim also allein durch seine bloße Existenz einen Einfluss auf den Willensbildungsprozess.

Einen weiteren Vorzug der Volksgesetzgebung sieht von Arnim in dem grundsätzlichen Mehrwert direktdemokratischer Entscheidungen. Dem Bürger böten sich in diesem Falle aufgrund der Unmittelbarkeit der Entscheidungsfindung mehr Möglichkeiten der Einflussnahme. In einer Demokratie sei dieses Mehr an direkter Demokratie ein Wert an sich. Deshalb müssten auf direktdemokratischem Wege zu Stande gekommene Entscheidungen auch im Zweifelsfall Vorrang vor Parlamentsbeschlüssen genießen.
 Hinzu komme, dass der Normalbürger im Vergleich zum Berufspolitiker eine größere Gemeinwohlorientierung besäße und dementsprechend sein Abstimmungsverhalten gestalten würde. Dies würde überwiegend auch dann geschehen, wenn das Gemeinwohl seinem Partikularinteresse zuwiderlaufen würde. Dies sei darauf zurückzuführen, dass im Normalfall nicht die gesamte „wirtschaftlich-gesellschaftlichen Existenz“ des Bürgers an den (positiven) Ausgang der Wahlen gekoppelt sei. Dies sei bei der politischen Klasse eher der Fall, weshalb bei ihr das Eigeninteresse vermehrt Vorrang genieße.

Eine ebenfalls positive Folge sei zudem der durch das direktdemokratische Verfahren verursachte und tiefgehende öffentliche Diskussionsprozess.
 Der Volkswille stehe ja nicht von vornherein fest, sondern bilde sich erst in der öffentlichen Auseinandersetzung über die Vor- und Nachteile bestimmter Thematiken und Fragestellungen. Durch seine Eigenbeteiligung an der Entscheidungsfindung sei der Bürger gewillt, sich verstärkt mit politischen Themen zu beschäftigen. Diese gesteigerte Nachfrage führe zu einem gesteigerten Niveau der medialen Berichterstattung. Politiker seien zudem anders als bei Parlamentswahlen gezwungen, sich nicht in allgemeiner sondern spezifisch präziser Form zu den diskutierten Themen zu äußern.

Zu den konkreten Reformvorschlägen von Arnims zählen unter anderen die Direktwahl der Regierungschefs (also des Bundeskanzlers und der Ministerpräsidenten) durch das Volk, die Einführung von Plebisziten auf Bundesebene, die Reform des Wahlsystems durch die Einrichtung flexibler Listeten, die es dem Wähler erlauben würden, mehrere Stimmen einem Kandidaten zuzuordnen oder aber seine Stimmen zwischen verschiedenen Parlamentsanwärtern aufzuteilen (Kumulieren und Panaschieren), die Einführung so genannter Primaries (Vorwahlen) nach amerikanischen Vorbild oder sogar der Wechsel hin zu einem einfachen Mehrheitswahlrecht.

3. Zur Kritik an von Arnim

Angesichts seiner weitgehenden und detailreichen Ausführungen sowie seiner doch sehr zahlreichen Publikationen
 verwundert es nicht, dass von Arnims Überlegungen nicht unreflektiert geblieben sind. Hierbei fällt auf, dass ihm durch den Großteil seiner Kritiker und Kommentatoren großes Fach- und Detailwissen in der von ihm behandelten komplexen Materie bescheinigt wird und sich die Einwände zumeist nicht gegen die vom ihn geschilderten Gegebenheiten richten. In die Kritik geraten vielmehr von Arnims Schlussfolgerungen. Um dem Leser einen möglichst reflektierten Blick zu ermöglichen, möchte ich nun einige unterschiedliche kritische Positionen zu von Arnims Ausarbeitungen präsentieren.

Beginnen wir zunächst mit von Arnims zentraler Kategorie, der politischen Klasse. Wie schon von mir dargelegt, versteht von Arnim diese als Gruppe der Berufspolitiker, die sich im Wesentlichen aufgrund der in ihr vorherrschenden Interessenskonformität an Macht und Versorgung vom Rest der Bürger abgrenzt. Diese Position bleibt aber nicht ohne Widerspruch. Der Soziologe Claus Leggewie wendet ein, dass ein solches geschlossenes Gebilde, welches als Klasse ausgemacht werden könne, nicht existent sei. Zwar sieht auch er eine Gruppe politischer Akteure an der Spitze des Staates, die untereinander dichte Kooperations- und Kommunikationsbeziehungen hegen und sich in bestimmten Merkmalen wie etwa ihrer Mentalität ähneln und somit von anderen abzeichnen würde, diese Attribute würden aber nicht ausreichen, um von einer Klasse zu sprechen. Leggewie plädiert deshalb für die Verwendung des Begriffs der politischen Elite.

Auch im Zentrum der Kritik von Robert Chr. van Ooyen stehen zwei Kernbegriffe des von Arnimschen Argumentationsmusters. Er weist sowohl den in der Abgrenzung zur politischen Klasse so wichtigen Volksbegriff, wie auch von Arnims Gemeinwohlgedanken zurück. So ist er der Ansicht, dass von dem Volk als einer einheitlich geschlossen handelnden Gruppe nicht die Rede sein könne. Das Volk stelle in einer Demokratie vielmehr die Summe der in Gruppen organisierten Bürger da, die um die staatliche Macht wetteifern und ihre Interessen verfolgen würden. Hieraus folgert für van Ooyen, dass auch die Existenz eines überparteilichen Allgemeininteresses, welches von Arnim dem unpolitischen Volk zuschreibt, nur Fiktion sein könne. Wie sollte dieses angesichts des vorhandenen Interessenspluralismus zustande kommen und wer definiere was das Gemeinwohl überhaupt ist? Dieses sei nicht von vornherein gegeben, sondern entwickle sich erst im politischen Wettbewerb.

Entsprechend der mangelnden Unterscheidbarkeit von Volk und politischer Klasse, hält Leggewie deren Gegenüberstellung, „die Dichotomie von mächtiger Klasse und machtloser Masse“
 für reine Fiktion. Somit könnten auch nicht allein die Parteien oder Politiker für die existierenden Missstände verantwortlich gemacht werden. Die Ursachen für die Probleme seien eher in der gegenwärtigen Verfassung der Gesellschaft zu suchen, von der sich die Politik nicht abhebe, sondern einen Teil darstellen würde. Zu den angesprochenen Problemen zähle zuforderst die in der Gesellschaft weit verbreitete Mitnahmementalität, worunter zunehmend die Bereitschaft der Bürger leide, sich für anderes als nur die eigenen Angelegenheiten zu engagieren, also eine gewisse Zivilcourage zu zeigen. Das Anprangern der Politiker könne somit nur als Ausdruck der Selbstzufriedenheit der Bürger gewertet werden.

Ähnlich argumentiert Peter Haungs, der den durch von Arnim aufgestellten Gegensatz der Machtorientierung der Parteimitglieder und die Sachorientierung des vermeintlich unbefangenen Bürgers für bedenklich hält. Er ist der Ansicht, dass Inhalte nicht von Machtfragen zu trennen seien. Im Gegenteil, die machtpolitische Position eines Politikers hänge sogar grundsätzlich von seinen Einflussmöglichkeiten auf inhaltliche Konzeptionen ab. Auf der anderen Seite sei Macht aber auch zur Durchsetzung von Sachthemen erforderlich. Er konstatiert also, dass sich die beiden Kategorien Macht und Sachkundigkeit gegenseitig bedingen und plädiert deshalb auch nicht deren Kontrastierung, sondern stellt die Suche nach ihrer richtigen Gewichtung in den Mittelpunkt der Diskussion.

Aus dem Verständnis dieser beiden Kategorien ergibt sich auch Haungs Kritik an der durch von Arnim skizzierten Ämterpatronage. Deren Effekte sind Haungs zufolge bei weiten nicht so stark einzuschätzen, wie durch von Arnim geschildert. Machtbezogenes Denken sei in Institutionen wie der staatlichen Verwaltung oder den öffentlich-rechtlichen Medien nicht allein die Folge der Einflussnahme der Parteien, sondern sei grundsätzlich auch schon ohne deren Einwirken schon vorhanden. So stelle die Machtorientierung einen Teil des „politischen Missionsbewußtseins“
 vieler Journalisten dar. Dies würde nicht nur die Einflussnahme der Parteien nach sich ziehen, sondern auch rechtfertigen. Erhebliche Teile der Bürokratie verfügten ebenfalls über ein politisches Selbstverständnis.
 Es könne also nicht von einer einseitigen Dominierung der Institutionen durch die Parteien ausgegangen, sondern vielmehr von gegenseitigen Instrumentalisierungsversuchen.
 Dieses Zusammenspiel von Verwaltung und Parteipolitik stelle zudem, so Haungs, gerade eine der Stärken des deutschen Systems und nicht, wie von Arnim vorgibt, eines seiner Grundübel da. Ein gewisses Maß an Ämterpatronage sei sogar von Nöten, da Politik ohne das Moment persönlicher Loyalität nicht auskomme.

Vor diesem Hintergrund erscheint für Haungs auch von Arnims Kernthese von der Allmacht oder dem Machtmonopol der Parteien als überholt. Die Macht der Parteien oder deren „Einfluss auf die Politikinhalte“
, die für Haungs den Gradmesser für deren Stärke darstellt, ist neben den schon genannten Rundfunk und der Verwaltung ihm zufolge durch zahlreiche andere Akteure eingeschränkt. Machtkonkurrenten der Parteien seien beispielsweise die Interessensverbände, Großkonzerne etwa aus dem Energiesektor, Bürgerbewegungen, die Gerichtsbarkeit oder die privaten Medien.
 Für wie stark Haungs diese Einschränkung hält, zeigt seine etwas überspitzt formulierte These, dass man die Ämterpatronage der Parteien auch für den Versuch halten könne, ein „Defizit in politisch-inhaltlicher Hinsicht“
 auszubalancieren und  nicht, wie durch von Arnim behauptet, Selbstzweck im Eigeninteresse der politische Klasse sei.

Die durch von Arnim genutzte Terminologie gerät ebenfalls ins Visier der Kritik. So fühlt sich van Ooyen durch dessen Wortwahl stark an Carl Schmitt, den wohl „berüchtigtsten [...] Gegner der pluralistischen Parteiendemokratie“
 zur Zeiten der Weimarer Republik erinnert. Er wirft von Arnim zwar nicht dessen Radikalität vor, deutet aber an, dass dieser als gelehrter Verfassungsrechtler die geistig-ideologische Nähe Schmitts eigentlich nicht unbewusst gesucht haben könne.
 

Eine vergleichbare Position scheint auch der Politikwissenschaftler Ulrich von Alemann einzunehmen, der sich durch von Arnims Parteienkritik an die Tradition des deutschen Antiparteienaffekts
 und dessen Ablehnung jeglicher Parteilichkeit erinnert fühlt.
 Haungs fügt an, dass zwar die grundlegende Notwendigkeit der Existenz von Parteien durch den Großteil der heutigen Parteinkritiker anerkannt werde, die Nutzung des Sprachjargons der Weimarer Parteikritiker bewertet er aber trotzdem als „irritierend“
.

Auch von Arnims Reformvorschläge werden kritisch beäugt. Vor allem seine Forderung nach mehr direkter Demokratie wird heftig gescholten. Patrick Horst bemängelt, dass die Einführung plebiszitärer Elemente nicht wie durch von Arnim propagiert, aufgrund ihrer angeblich den Wettbewerb fördernden und kontrollierenden Wirkung die repräsentativen Institutionen stärken würde. Es sei ganz im Gegenteil davon auszugehen, dass das Parlament gegenüber der Exekutive oder auch nichtstaatlichen Gruppierungen entscheidend geschwächt werde. Horst sieht hierbei vor allem die Gefahr, dass ein solches direktdemokratisches Entscheidungsverfahren durch die Regierung oder so genannte Experten für deren eigene Ziele und nicht die des Wahlvolkes in populistischer Art und Weise instrumentalisiert werden könne.

4. Schlussbetrachtung

Von Arnim zeichnet alles im allem ein verheerendes Bild vom deutschen Parteienstaat. Das Volk ist zumindest auf Bundesebene weitestgehend entmündigt, das politische System eine Pseudodemokratie. Die Parteien präsentieren sich aufgrund ihrer Kartellstellung im Willensbildungsprozess als übermächtig und vorwiegend ihren Eigeninteressen an Macht, Ämtern und finanziellen Pfründen verpflichtet. Zum Ausdruck komme dies unter anderen durch die alle staatlichen und staatsnahen Institutionen durchsetzende Ämterpatronage und die überbordende öffentliche Politikfinanzierung.

Doch entspricht dieses Bild wirklich der Realität? Angesichts der oben dargestellten Einwände anderer Autoren erscheint von Arnims Parteienschelte als vollkommen übertrieben. Seine Kritik krankt im Wesentlichen an dem künstlich konstruierten Gegensatz zwischen der politischen Klasse auf der einen und dem Volk auf der anderen Seite, der in Wahrheit nicht existent ist. Natürlich haben Berufspolitiker gemeinsame Eigeninteressen, wie etwa ihre Wiederwahl ins Parlament. Es lässt sich auch kaum bestreiten sie sich über eine Erhöhung ihrer Bezüge freuen, auch wenn diese scheinbar nicht ihrem Leistungsstand entspricht. Aber gilt dies nicht ebenso für andere Berufsgruppen? Was ist beispielsweise mit den Unternehmern und Arbeitern? Oder den Bauern und Rechtsanwälten? Nehmen diese etwa ihre Eigeninteressen im geringeren Maße war? Sind diese etwa mehr am Gemeinwohl orientiert, wie von Arnim uns weismachen will? Mitnichten. Ein Blick auf die umfangreichen Organisationsformen dieser Berufsgruppen beweist das Gegenteil. Und so erscheint es auch wenig angemessen, wie Leggewie treffend anmerkt, seine Kritik ausschließlich auf die vom Volke abgehobene, parasitär lebende politische Klasse zu richten, wenn doch auch in anderen Bereichen unserer Gesellschaft eine ähnliche Mitnahmementalität herrscht.

Dies soll nicht bedeuten, dass die politische Elite von jeglicher Kritik befreit ist. Im Gegenteil. Von Arnims Hinweis darauf, dass sich Politiker in Parlament und Regierung in exponierter Position befinden und es somit zu Missständen kommen kann, ist gewiss nicht falsch und wurde durch die zahlreichen Politik-Skandale der Vergangenheit eindrucksvoll belegt. Nur erscheint mir eine moderatere, weniger populistische Kritik der angemessenere Weg zu sein.
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